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Bundesrechtliche Rechtsgrundlagen der Kindertagespflege 

 

Die Kindertagespflege ist in den §§ 22 bis 24 und 43 des Achten Buches des Sozialgesetz-

buches (SGB VIII) – Kinder- und Jugendhilfe – geregelt. 

 

Aufgrund §§ 26 S. 1 und 43 Abs. 5 SGB VIII können die bundesgesetzlichen Regelungen 

durch Landesrecht ergänzt und konkretisiert werden. In Bayern wurden auf dieser Grundlage 

im Gesetz zur Ausführung der Sozialgesetze (AGSG), dem Bayerische Kinderbildungs- und -

betreuungsgesetz (BayKiBiG) und in der entsprechenden Ausführungsverordnung (AV-

BayKiBiG) spezielle Regelungen zur Konkretisierung der Kindertagespflege getroffen. 

 

In § 22 Abs. 1 SGB VIII ist Kindertagespflege definiert als Bildung, Erziehung und Betreuung 

von Kindern durch geeignete Kindertagespflegepersonen in ihrem Haushalt, im Haushalt des 

Erziehungsberechtigten oder in anderen geeigneten Räumen.  

 

Nutzen mehrere Kindertagespflegepersonen Räumlichkeiten gemeinsam (sog. Großtages-

pflege), ist die vertragliche und pädagogische Zuordnung jedes einzelnen Kindes zu einer 

bestimmten Kindertagespflegeperson zu gewährleisten. Eine gegenseitige kurzzeitige Ver-

tretung der Kindertagespflegepersonen aus einem gewichtigen Grund steht dem nicht entge-

gen (vgl. § 22 Abs. 1 Satz 3, 4 SGB VIII). 

 

Die im SGB VIII enthaltenen Rechtsgrundlagen sind inhaltlich wie folgt strukturiert: 

 § 22 hat den Förderungsauftrag der Kindertagespflege zum Inhalt, 

 § 23 beschreibt die Aufgaben des Trägers der öffentlichen Jugendhilfe sowie den An-

spruch der Kindertagespflegeperson auf eine laufende Geldleistung, 

 § 24 regelt den Anspruch des Kindes auf Förderung in Kindertagespflege, 

 § 43 enthält Vorschriften zur Erlaubniserteilung in der Kindertagespflege. 

 

Förderungsauftrag der Kindertagespflege 

Die Kindertagespflege hat gemäß § 22 Abs. 2, 3 SGB VIII denselben Förderungsauftrag wie 

die Kindertageseinrichtungen zu erfüllen: 

- die Entwicklung des Kindes zu einer eigenverantwortlichen und gemeinschaftsfähi-

gen Persönlichkeit fördern, 

- die Erziehung und Bildung in der Familie unterstützen und ergänzen, 

- den Eltern dabei helfen, Erwerbstätigkeit und Kindererziehung besser miteinander 

vereinbaren zu können. 
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Gemäß § 22 Abs. 3 SGB VIII umfasst der Förderungsauftrag Erziehung, Bildung und Betreu-

ung des Kindes und bezieht sich auf die soziale, emotionale, körperliche und geistige Ent-

wicklung des Kindes. Er schließt die Vermittlung orientierender Werte und Regeln ein. Die 

Förderung soll sich am Alter und Entwicklungsstand, den sprachlichen und sonstigen Fähig-

keiten, der Lebenssituation sowie den Interessen und Bedürfnissen des einzelnen Kindes 

orientieren und seine ethnische Herkunft berücksichtigen. 

 

Förderung in Kindertagespflege 

Der Träger der öffentlichen Jugendhilfe hat nach §§ 23 Abs. 1, 24 SGB VIII die Verpflichtung 

die Kindertagespflege zu fördern, d.h.  

- die Vermittlung des Kindes zu einer geeigneten Kindertagespflegeperson, soweit 

diese nicht von der erziehungsberechtigten Person nachgewiesen wird,  

- die fachliche Beratung, Begleitung und weitere Qualifizierung der Kindertagespflege-

personen  

- die Gewährung einer laufenden Geldleistung an die Kindertagespflegeperson. 

 

Erziehungsberechtigte und Kindertagespflegepersonen haben gegenüber dem Träger der 

öffentlichen Jugendhilfe gemäß § 23 Abs. 4 SGB VIII Anspruch auf Beratung in allen Fragen 

der Kindertagespflege.  

 

Für Ausfallzeiten einer Kindertagespflegeperson, z.B. wegen Krankheit, muss der Träger der 

öffentlichen Jugendhilfe rechtzeitig eine andere Betreuungsmöglichkeit für das Kind sicher-

stellen. Die Ersatzbetreuung kann auf verschiedene Arten, z.B. durch eine andere Kinderta-

gespflegeperson oder durch eine Betreuung in einer Einrichtung oder bei einem Kindertages-

pflegestützpunkt erfolgen.  

 

Erlaubnis zur Kindertagespflege 

Um als Kindertagespflegeperson tätig werden zu können, bedarf es grundsätzlich einer Pfle-

geerlaubnis nach § 43 SGB VIII, wenn 

- es um die Betreuung eines oder mehrerer (fremder) Kinder geht, 

- die Kinder außerhalb des Haushalts des Erziehungsberechtigten betreut werden, 

- die Betreuung während eines Teils des Tages und mehr als 15 Stunden wöchentlich 

stattfindet, 

- die Betreuung gegen Entgelt erfolgt, 

- und die Betreuung je Kind länger als drei Monate andauert. 
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Fehlt eine dieser Voraussetzungen, so ist keine Erlaubnis erforderlich. Eine erlaubnisfreie 

Tätigkeit kann jedoch gemäß Art. 40 S. 1 AGSG untersagt werden, wenn bspw. die Kinderta-

gespflegeperson für die Betreuung der Kinder nicht geeignet ist. 

 

Die Erlaubnis zur Kindertagespflege befugt zur Betreuung von bis zu fünf gleichzeitig anwe-

senden, fremden Kindern bzw. von bis zu 8 Pflegeverhältnissen (§ 43 Abs. 3 SGB VIII i.V.m. 

Art. 9 Abs. 2 Satz 1 BayKiBiG). 

Im Einzelfall kann die Erlaubnis für eine geringere Anzahl von Kindern erteilt werden, wenn 

dies aufgrund der Umstände im Einzelfall zur Sicherung des Kindeswohls erforderlich ist. 

 

Die Erlaubnis ist auf fünf Jahre befristet und kann mit einer Nebenbestimmung versehen 

werden. Die Kindertagespflegeperson hat den Träger der öffentlichen Jugendhilfe (Jugend-

amt) über wichtige Ereignisse zu unterrichten, die für die Betreuung des oder der Kinder be-

deutsam sind (§ 43 Abs. 3 SGB VIII). 

 

Zuständig für die Erteilung der Erlaubnis ist der öffentliche Träger der Jugendhilfe, in dessen 

Bereich die Kindertagespflegeperson ihre Tätigkeit ausübt. Ist die Kindertagespflegeperson 

im Zuständigkeitsbereich mehrerer örtlicher Träger tätig, ist der örtliche Träger zuständig, in 

dessen Bereich die Kindertagespflegeperson ihren gewöhnlichen Aufenthalt hat (§ 87a Abs. 

1 SGB VIII).  

 

Anerkannte freie Träger der Jugendhilfe können gemäß § 76 SGB VIII an der Vorbereitung 

der Erlaubniserteilung beteiligt werden (z. B. Durchführung eines Hausbesuchs etc.). 

 

Erziehungsberechtigte und Kindertagespflegepersonen haben Anspruch auf Beratung in al-

len Fragen der Kindertagespflege einschließlich Fragen zur Sicherung des Kindeswohls und 

zum Schutz vor Gewalt (§ 43 Abs. 4 SGB VIII). 

 

Eignung der Kindertagespflegeperson 

Die Eignung der Kindertagespflegeperson ist gemäß § 43 Abs. 2 SGB VIII Voraussetzung für 

die Erteilung der Pflegeerlaubnis. 

 

Personen sind nach § 23 Abs. 3 SGB VIII für die Kindertagespflege geeignet, wenn sie 

- sich durch ihre Persönlichkeit, Sachkompetenz und Kooperationsbereitschaft mit Er-

ziehungsberechtigten und anderen Kindertagespflegepersonen auszeichnen (persön-

liche Eignung),  

- über kindgerechte Räumlichkeiten verfügen, sowie 
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- über vertiefte Kenntnisse hinsichtlich der Anforderungen der Kindertagespflege verfü-

gen, die sie in qualifizierten Lehrgängen erworben oder in anderer Weise nachgewie-

sen haben.  

Zum Nachweis ihrer persönlichen Eignung haben die Kindertagespflegepersonen zudem ge-

mäß §§ 43 Abs. 2 S. 3 SGB VIII, 72a Abs. 1 SGB VIII in regelmäßigen Abständen ein erwei-

tertes Führungszeugnis gemäß § 30a Abs. 1 Bundeszentralregistergesetz (BZGR) vorzule-

gen. Die Pflicht zur Vorlage eines erweiterten Führungszeugnisses gilt auch für im Haushalt 

der Kindertagespflegeperson lebende volljährige Personen. 

 

Die öffentlichen Träger der Jugendhilfe (Jugendämter) haben durch Vereinbarungen mit Kin-

dertagespflegepersonen, die Leistungen nach dem SGB VIII erbringen, sicherzustellen, dass 

diese bei Bekanntwerden gewichtiger Anhaltspunkte für die Gefährdung eines von ihnen be-

treuten Kindes eine Gefährdungseinschätzung vornehmen und dabei eine insoweit erfahrene 

Fachkraft beratend hinzuziehen (§ 8a Abs. 5 SGB VIII). 


